
 

  

S 1 BA 50/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Landshut
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette SGB IV § 7

SGB IV § 28 p
SGB IV § 28 q

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 BA 50/18
Datum 12.09.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Der KlÃ¤ger hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

III. Der Streitwert wird auf 3.971,42 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Gegenstand des Rechtsstreits ist die Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen aus BetriebsprÃ¼fung. Streitig ist ein Betrag in
HÃ¶he von insgesamt 3.971,42 EUR (einschlieÃ�lich SÃ¤umniszuschlÃ¤gen in
HÃ¶he von 472,50 EUR).

Der KlÃ¤ger betreibt das Einzelunternehmen A. K. mit den
GeschÃ¤ftsgegenstÃ¤nden: Montageschreinerei, Bodenlegerei, Handel- und Einbau
von genormten Baufertigteilen.
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Im Zeitraum vom 28.11. bis 21.12.2016 sowie in der Zeit vom 03.01. bis 20.01.2017
beschÃ¤ftigte er den slowakischen StaatsangehÃ¶rigen B. H. (Beigeladener) in
seinem Betrieb, ohne diesen bei der zustÃ¤ndigen Einzugsstelle anzumelden. FÃ¼r
seine TÃ¤tigkeit erhielt der Beigeladene bei einem Stundenlohn von 10 EUR netto
insgesamt 2.695 EUR in bar, auÃ�erdem freie Kost und Logis. In seiner
Stellungnahme gegenÃ¼ber dem Hauptzollamt erklÃ¤rte der KlÃ¤ger, er sei der
Meinung gewesen, der Beigeladene versichere sich selbst, weil er wÃ¶chentlich
Geld haben wollte; ihm sei weder ein Sozialversicherungsausweis noch eine
Krankenkassenkarte aushÃ¤ndigt worden. AuÃ�erdem habe ihm der Beigeladene
erzÃ¤hlt, dass er Sportler sei und er habe auf Facebook Bilder gesehen, die dieser
von sich ins Netz gestellt habe(E-Mail-Schreiben vom 20.06. 2017).

Am 17.02.2018 erlieÃ� das Amtsgericht Viechtach gegen den KlÃ¤ger einen
Strafbefehl mit einer Gesamtgeldstrafe in HÃ¶he von 50 TagessÃ¤tzen wegen
Vorenthaltens und Veruntreuung von Arbeitsentgelt gemÃ¤Ã� Â§ 266a
Strafgesetzbuch.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger Einspruch ein. Im anschlieÃ�enden Strafverfahren vor
dem Amtsgericht Viechtach wurde das Verfahren gegen Zahlung einer Geldauflage
in HÃ¶he von 750 EUR zunÃ¤chst vorlÃ¤ufig und mit Beschluss vom 25.07.2018
endgÃ¼ltig eingestellt.

GestÃ¼tzt auf die Ermittlungen des HZA sowie der Staatsanwaltschaft erlieÃ� die
Beklagte den BetriebsprÃ¼fungsbescheid vom 09.03.2018. Nach dem Ergebnis der
Ermittlungen sei der Beigeladene im streitigen Zeitraum versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt gewesen. Der Beigeladene habe fÃ¼r den KlÃ¤ger Fenster gesetzt und
eingeputzt, verfugt und sonstige Maurer- und Malerarbeiten auf Baustellen der
Firma K. erledigt. Auch habe er in der Werkstatt der Firma Holz- und
Trockenbauarbeiten durchgefÃ¼hrt. Nach WÃ¼rdigung der zur Beurteilung der
TÃ¤tigkeit bekannten Tatsachen seien keine maÃ�geblichen Merkmale fÃ¼r eine
selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vorhanden. Der Beigeladene habe nicht selbstÃ¤ndig
tÃ¤tig sein wollen, er habe keine Rechnungen gestellt, kein Gewerbe angemeldet,
keine eigenen Betriebs- oder GeschÃ¤ftsrÃ¤ume unterhalten, keine
GewÃ¤hrleistung getragen; das Material und teilweise auch die ArbeitsgerÃ¤te
seien ihm zur VerfÃ¼gung gestellt worden. Im Ergebnis habe der Beigeladene
lediglich seine Arbeitskraft auf Stundenlohn-Basis zur VerfÃ¼gung gestellt; er sei
daher dem Personenkreis der abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten gem. Â§ 7 SGB IV
zuzuordnen und unterliege ab dem Beginn seiner TÃ¤tigkeit der Versicherungs- und
Beitragspflicht zu allen Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung. Der objektive
und subjektive Tatbestand fÃ¼r eine Netto-Brutto-Hochrechnung nach Â§ 14 Abs.2
Satz 2 SGB IV sei bei der nachgewiesenen Bar- bzw. Schwarzlohnzahlung und der
BeschÃ¤ftigung ohne Meldung und BeitragsabfÃ¼hrung erfÃ¼llt.

Der gegen diese Entscheidung erhobene Widerspruch wurde durch
Widerspruchsbescheid vom 30.08.2018 zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen richtet sich die vorliegende Klage.
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Zur BegrÃ¼ndung wurde mit Schriftsatz vom 02.11.2018 im Wesentlichen
vorgetragen: Die Angaben des Beigeladenen beim Hauptzollamt hÃ¤tten einzig und
allein dazu gedient, eine ungerechtfertigte Forderung gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger
durchzusetzen. Seine Angaben seien insoweit vollkommen unbrauchbar und
unglaubwÃ¼rdig. TatsÃ¤chlich sei der Beigeladene auf seinen ausdrÃ¼cklichen
Wunsch hin als Subunternehmer fÃ¼r den KlÃ¤ger tÃ¤tig gewesen. Der
Beigeladene habe vor Aufnahme der TÃ¤tigkeit dem KlÃ¤ger telefonisch mitgeteilt,
er habe in seinem Heimatland eine Firma und kÃ¶nne daher entsprechende
Rechnungen stellen. Der KlÃ¤ger selbst wie auch seine Mutter hÃ¤tten den
Beigeladenen mehrfach aufgefordert, Rechnungen zu schreiben und diese
vorzulegen. Dies sei allerdings nicht geschehen. Wegen des weiteren Vorbringens
wird auf das Schreiben vom 02.11.2018 Bezug genommen.

In ihrer Klageerwiderung vom 29.11.2018 wies die Beklagte darauf hin, dass der
Beigeladene vom 27.06.2016 bis 23.11.2016 und dann wieder ab dem 06.02.2017
in Deutschland versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen sei. Im Ã�brigen habe
der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber dem Hauptzollamt Landshut bestÃ¤tigt, dass der
Beigeladene in seinem Betrieb beschÃ¤ftigt war und der Lohn an ihn bar ausbezahlt
wurde. Grundlage der Beitragsforderung seien die Quittungen, die der KlÃ¤ger
selbst ausgestellt habe. Nur die tatsÃ¤chlich gezahlten BetrÃ¤ge seien der
Beitragsberechnung zugrunde gelegt worden. Diese BetrÃ¤ge seien um den
amtlichen Sachbezugswert fÃ¼r freie Unterkunft und freie Verpflegung erhÃ¶ht
worden. Dass Unterkunft und Verpflegung gestellt wurden, sei ebenfalls unstreitig.
Schon mangels eines eigenen Fahrzeuges hÃ¤tte der Beigeladene die streitigen
TÃ¤tigkeiten nicht selbstÃ¤ndig erbringen kÃ¶nnen.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung stellte die ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers den Antrag, den Bescheid der Beklagten vom 09.03.2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 30.08.2018 aufzuheben.

Der Beklagtenvertreter stellte den Antrag, die Klage abzuweisen.

Die Beigeladenen stellten keine AntrÃ¤ge.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird im Ã�brigen auf den
wesentlichen Inhalt der beigezogenen Beklagtenakte, auf die ebenfalls
beigezogenen Akten der Staatsanwaltschaft Deggendorf, auf die zwischen den
Beteiligten im Klageverfahren gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie auf die
Niederschrift Ã¼ber die mÃ¼ndliche Verhandlung Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet.

Die Beklagte hat zu Recht festgestellt, dass der Beigeladene fÃ¼r den KlÃ¤ger in
der Zeit vom 28.11. bis 21.12.2016 und vom 03.01. bis 20.01.2017 im Rahmen
eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses tÃ¤tig war. Der KlÃ¤ger ist als (ehemaliger)
Arbeitgeber verpflichtet, die angefallenen SozialversicherungsbeitrÃ¤ge in
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gesetzlicher HÃ¶he nachzuentrichten. Auch die objektiven und subjektiven
Voraussetzungen fÃ¼r eine Netto-Brutto-Hochrechnung sowie fÃ¼r die Erhebung
von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen sind erfÃ¼llt. Der angefochtene Bescheid der Beklagten
vom 09.03.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30.08.2018 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

1. Rechtsgrundlage fÃ¼r den Nachforderungsbescheid ist Â§ 28p Abs.1 Satz 5 SGB
IV. Danach erlassen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung im Rahmen der PrÃ¼fung
Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he der Arbeitnehmer in
der Sozialversicherung gegenÃ¼ber den Arbeitgebern. Nach Â§ 28e Abs.1 SGB IV
hat der Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag fÃ¼r die
versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten zu zahlen.

2. Personen die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, unterliegen in der
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung, in der sozialen Pflegeversicherung
und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung der Versicherungs- bzw. Beitragspflicht
(Â§ 5 Abs.1 Nr. 1 SGB V, Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, Â§ 20 Abs.1 Satz 2 Nr. 1 SGB XI,
Â§ 25 Abs.1 SGB III). BeurteilungsmaÃ�stab fÃ¼r das Vorliegen einer
BeschÃ¤ftigung ist Â§ 7 Abs.1 Satz 1 SGB IV. Danach ist BeschÃ¤ftigung die
nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte
fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine
Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (Â§ 7 Abs.1 Satz 2
SGB IV).

3. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts setzt eine
BeschÃ¤ftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich
abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall,
wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit,
Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers
unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann â�� insbesondere bei Diensten
hÃ¶herer Art â�� eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozess verfeinert" sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
vornehmlich durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft sowie
die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob
jemand abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbstÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich danach,
welche UmstÃ¤nde das Gesamtbild der Arbeitsleistung prÃ¤gen und welche
Merkmale Ã¼berwiegen (vgl. Urteil des Bundessozialgerichts vom 30.04. 2013, B 12
KR 19/11 R; BSG, Urteil vom 31.03.2017, B 12 R 7/15 R, stÃ¤ndige
Rechtsprechung).

4. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze ist die Kammer davon Ã¼berzeugt,
dass der Beigeladene im streitigen Zeitraum keine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit,
sondern eine versicherungspflichtige, abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt hat.
Der Beigeladene hat typische ArbeitnehmertÃ¤tigkeiten verrichtet, die Leistungen
wurden persÃ¶nlich und im AussenverhÃ¤ltnis fÃ¼r den KlÃ¤ger erbracht. Der
Beigeladene erhielt eine zeitabhÃ¤ngige VergÃ¼tung, er besaÃ� keinerlei
unternehmerisches Risiko, hatte keine eigene BetriebsstÃ¤tte und unterlag bei
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seiner TÃ¤tigkeit dem Weisungsrecht des KlÃ¤gers. Ob, wie der KlÃ¤ger behauptet,
von den Beteiligten eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit gewollt war, spielt im Ergebnis
keine Rolle. Entscheidend sind die tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde der
Leistungserbringung, die eindeutig und zweifelsfrei die Merkmale einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung erfÃ¼llen. Gegen eine "echte" selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit spricht schon der Stundenlohn von 10 EUR. Dass die VergÃ¼tungshÃ¶he
als Abgrenzungskriterium bei der GesamtwÃ¼rdigung berÃ¼cksichtigt werden darf,
ergibt sich aus der neueren Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG, Urteil
vom 31.03.2017, B 12 R 7/15 R).

5. Die Berechnung der BeitrÃ¤ge ist rechtlich nicht zu beanstanden. Werden â��
wie hier â�� objektiv zentrale arbeitgeberbezogene Pflichten des
Sozialversicherungsrechts (Zahlungs-, Melde-, Aufzeichnungs-, Nachweispflichten)
verletzt, ist ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis illegal im Sinne des Â§ 14 Abs.2 Satz 2
SGB IV. Damit ist von einer fiktiven Nettolohnvereinbarung auszugehen.
Entsprechend dieser gesetzlichen Regelung sind die zu zahlenden BeitrÃ¤ge aus
dem hochgerechneten Bruttoentgelt zu berechnen. Das Erfordernis des bedingten
Vorsatzes ist bei der gegebenen Fallkonstellation offensichtlich erfÃ¼llt.

6. Auch gegen die Festsetzung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen bestehen keine
rechtlichen Bedenken. Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts ist zwar
bei der Bestimmung des VerschuldensmaÃ�stabes in Â§ 24 Abs.2 SGB IV auf
bedingten Vorsatz abzustellen. Â§ 24 Abs.2 SGB IV ist jedoch als Ausnahme von der
Erhebung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen ausgestaltet, so dass derjenige beweispflichtig
ist, der sich auf die rechtsbegrÃ¼ndenden Tatsachen der Ausnahme beruft (BSG,
Urteil vom 12.12.2018 â�� B 12 R 15/18 R). Der KlÃ¤ger hat nicht glaubhaft
gemacht, dass er unverschuldet keine Kenntnis von seiner Zahlungspflicht hatte.
Verzichtet ein Arbeitgeber bei Unklarheiten hinsichtlich der versicherungs- und
beitragsrechtlichen Beurteilung einer ErwerbstÃ¤tigkeit darauf, die Entscheidung
einer fachkundigen Stelle herbeizufÃ¼hren, lÃ¤sst sich hieraus bedingter Vorsatz
ableiten (BSG vom 12.12.2018, a.a.O.)

Die Klage war daher in vollem Umfang abzuweisen.

7. Im Ã�brigen schlieÃ�t sich die Kammer in vollem Umfang der zutreffenden
BegrÃ¼ndung des angefochtenen Bescheides vom 09.03.2018 sowie des
Widerspruchsbescheides vom 30.08.2018 an. Von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde wird abgesehen (Â§ 136 Abs.3 SGG).

8. Die Kostenentscheidung findet ihre Grundlage in Â§ 197a Abs.1 Satz 1 SGG
i.V.m.Â§ 154 Abs.1 VwGO. Die Streitwertfestsetzung beruht auf Â§ 197a Abs.1 SGG
i.V.m. Â§ 52 Abs.2 GKG. Die HÃ¶he des Streitwerts ergibt sich aus der streitigen
Forderung.

â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â�� â��
â��

Rechtsmittelbelehrung:
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Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. Die Berufung ist innerhalb
eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Bayer. Landessozialgericht,
LudwigstraÃ�e 15, 80539 MÃ¼nchen, oder bei der Zweigstelle des Bayer.
Landessozialgerichts, Rusterberg 2, 97421 Schweinfurt, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Bayer.
Landessozialgericht in elektronischer Form einzulegen. Die Berufungsfrist ist auch
gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim Sozialgericht Landshut,
Seligenthaler StraÃ�e 10, 84034 Landshut, schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der GeschÃ¤ftsstelle oder beim Sozialgericht Landshut in
elektronischer Form eingelegt wird. Die elektronische Form wird durch
Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung
durch das Gericht geeignet ist und â�� von der verantwortenden Person qualifiziert
elektronisch signiert ist oder â�� von der verantwortenden Person signiert und auf
einem sicheren Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
eingereicht wird. Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen
Dateiformaten und zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der
Verordnung Ã¼ber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen
Fassung. Die Berufungsschrift soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen
bestimmten Antrag enthalten und die zur BegrÃ¼ndung der Berufung dienenden
Tatsachen und Beweismittel angeben. Der Berufungsschrift und allen folgenden
SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt
werden; dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs.

Erstellt am: 30.09.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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